
Abkommen zwischen 
der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 

und 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

über 
die Stiftung 

"Erinnerung, Verantwortung und Zukunft" 
 
 

Die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
und 

die Regierung der Bundesrepublik Deutschland - 
 
 
in der Absicht, die Beziehungen zwischen ihren beiden Staaten im Geist der Freund-schaft 
und der Zusammenarbeit zukunftsorientiert zu gestalten und aus der Vergangen-heit 
herrührende Fragen erfolgreich zu klären, 
 
in der Erkenntnis, dass die Bundesrepublik Deutschland in Fortsetzung alliierter Ge-
setzgebung und in enger Ab-stimmung mit Opferverbänden und interessierten Regie-rungen 
in beispielloser Weise umfas-sende und umfangreiche Restitution und Entschä-digung an 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung geleistet hat, 
 
in Anbetracht der historischen Ankündigung des Bundeskanzlers und deutscher Unter-
nehmen vom 16. Februar 1999, in der die Unternehmen ihre Absicht erklärten, eine Stiftung 
zur Ent-schädigung von Zwangsarbeitern und anderen Menschen zu gründen, denen von 
deutschen Unternehmen während der Zeit des Nationalsozialismus und des Zweiten 
Weltkriegs Leid zu-gefügt wurde,  
 
in Anbetracht dessen, dass die beteiligten Unternehmen mit der Stiftungsinitiative auf die 
moralische Verantwortung der deutschen Wirtschaft, die aus der Beschäftigung von Zwangs-
arbeitern, aus Vermögensschäden auf Grund von Verfolgung und aus jeglichem anderen 
Unrecht während der Zeit des Nationalsozialismus und des Zweiten Weltkriegs resultiert, eine 
Antwort geben wollen, 
 
in Anerkennung des legitimen Bedürfnisses deutscher Unternehmen nach umfassendem und 
andauerndem Rechtsfrieden in dieser Angelegenheit sowie ferner in Anerkennung der Tat-
sache, dass dieses Bedürfnis für die Errichtung der Stiftung von grundlegender Bedeutung 
war, 
 
in Anbetracht der Tatsache, dass die beiden Regierungen erklärt haben, sie begrüßten und 
unterstützten die Stiftungsinitiative, 
 
in Anbetracht der Tatsache, dass die Bundesrepublik Deutschland und deutsche Unter-
nehmen sich inzwischen auf die Errichtung einer einzigen Stiftung "Erinnerung, Ver-
antwortung und Zukunft" ("Stiftung") geeinigt haben, die nach deutschem Bundesrecht als 
Einrichtung der Bundesrepublik Deutsch-land gegründet und aus Beiträgen der Bun-
desrepublik Deutschland und der deutschen Unternehmen finanziert wird, 
 
in der Erkenntnis, dass die deutsche Wirtschaft eingedenk ihrer beträcht-lichen Beiträge zu 
der Stiftung weder gerichtlich noch anderweitig aufgefordert werden soll-te und dass von ihr 
auch nicht erwartet werden sollte, weitere Zahlungen auf Grund des Einsatzes von Zwangs-
arbeitern oder auf Grund von Unrecht zu leisten, das aus der Zeit des Na-tionalsozialismus 
und dem Zweiten Weltkrieg herrührt und deutschen Unternehmen zur Last gelegt wird,  
 
in der Erkenntnis, dass es im Interesse beider Seiten liegt, eine gütliche Beilegung dieser 
Streitfragen ohne Konfrontation und ohne Rechtsstreit zu erzielen, 
 
in der Erkenntnis, dass beide Seiten zur Förderung ihrer außenpolitischen Interessen einen 
umfassenden und andauernden Rechtsfrieden anstreben, 



 
in dieser Hinsicht in Anbetracht des Schreibens des Beraters des Präsidenten der Verei-
nigten Staaten für Fragen der nationalen Sicherheit und der Beraterin des Präsidenten der 
Vereinigten Staaten vom 16. Juni 2000 und des Schreibens des außen- und sicher-
heitspolitischen Beraters des Bundeskanzlers der Bundesrepublik Deutschland vom 5. Juli 
2000, die als Kopien veröffentlicht worden sind, 
 
in partnerschaftlicher Zusammenarbeit und in Abstimmung mit anderen beteiligten Parteien 
und Regierungen mit dem Ziel, deutsche Unternehmen dabei zu unterstützen, breite Zustim-
mung zu der Gesamtsumme und den Zugangskriterien der Stiftung zu erreichen und umfas-
senden und andauernden Rechtsfrieden zu schaffen, 
 
in Anbetracht der Tatsache, dass die Stiftung eine breite Berücksichtigung der Opfer und eine 
weitreichende Beteiligung der Unternehmen gewährleisten wird, wie sie durch Gerichtsver-
fahren nicht möglich wären, 
 
in der Überzeugung, dass die Stiftung einen schnellstmöglichen Mechanismus für ge-rechte 
und schnelle Zahlungen an nunmehr betagte Opfer bereitstellen wird, 
 
in dem Bewusstsein, dass die Stiftung alle geltend gemachten oder künf-tig möglicher-weise 
geltend gemachten Ansprüche gegen deutsche Unternehmen aus der Zeit des Na-
tionalsozialismus und dem Zweiten Weltkrieg abdeckt und dass es im Interesse beider 
Vertragsparteien läge, wenn die Stiftung die einzige rechtliche Möglichkeit und das aus-
schließliche Forum für die Be-handlung dieser Ansprüche wäre, 
 
eingedenk der Tatsache, dass sich die Vertragsparteien über die vergangenen 55 Jahre 
hinweg dafür eingesetzt haben, die Folgen der Zeit des Nationalsozialismus und des Zweiten 
Weltkriegs durch politische Maßnahmen und regierungsamtliches Handeln zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik Deutschland zu bewältigen, 
 
in Anbetracht der Tatsache, dass dieses Abkommen und die Errichtung der Stiftung das Er-
gebnis dieser Bemühungen darstellen, 
 
in der Erkenntnis, dass die deutsche Regierung im Deutschen Bundestag einen Gesetz-
entwurf zur Errichtung der Stiftung eingebracht hat - 
 
sind wie folgt übereingekommen: 
 
 
Artikel 1 
 
(1) Die Vertragsparteien vereinbaren, dass die Stiftung "Erinnerung, Verantwortung und 
Zukunft" alle geltend gemachten oder künftig möglicherweise geltend gemachten Ansprüche 
gegen deutsche Unternehmen aus der Zeit des Nationalsozialismus und dem Zweiten 
Weltkrieg abdeckt und dass es in ihrem Interesse läge, wenn die Stiftung die einzige 
rechtliche Möglichkeit und das ausschließliche Forum für die Regelung dieser Ansprüche 
wäre. 
 
(2) Die Bundesrepublik Deutschland ist bereit sicherzustellen, dass die Stiftung die 
Öffentlichkeit hinsichtlich ihres Bestehens, ihrer Ziele und der Verfügbarkeit von Mit-teln in 
angemessenem Umfang un-terrichtet. 
 
(3) Die Grundsätze für die Arbeit der Stiftung sind in Anlage A festgelegt. Die Bundes-
republik Deutschland ver-sichert, dass die Stiftung unter der Rechtsaufsicht einer deut-schen 
Regierungsbehörde stehen wird; jede Person kann die deutsche Regierungsbe-hörde 
ersuchen, Maßnahmen zu ergreifen, um die Einhaltung der für die Stiftung gel-tenden 
gesetzlichen Vorschriften zu gewährleisten. 
 
(4) Die Bundesrepublik Deutschland erklärt sich damit einverstanden, dass Versiche-
rungsansprüche, für welche die von der International Commission on Holocaust Era 



Insurance Claims ("ICHEIC") beschlossenen Ver-fahren zur Bearbeitung von Ansprü-chen 
gelten und die gegen deutsche Versicherungsunter-nehmen geltend gemacht wer-den, von 
den Unternehmen und dem Gesamtverband der deut-schen Versicherungswirt-schaft auf der 
Grundlage dieser Verfahren sowie auf der Grundlage weiterer Verfahren zur Bearbeitung von 
Ansprüchen, die die Stiftung, die ICHEIC und der Gesamtverband der deutschen 
Versicherungswirtschaft vereinbaren können, behandelt wer-den. 
 
 
Artikel 2 
 
(1) Die Vereinigten Staaten werden in allen Fällen, in welchen den Vereinigten Staaten 
mit-geteilt wird, dass ein Anspruch nach Artikel 1 Absatz 1 vor einem Gericht in den 
Vereinigten Staaten geltend gemacht wurde, ihre Gerichte durch eine Interessenerklä-rung 
(Statement of Interest) nach Anlage B und im Einklang mit dieser auf andere Weise, die sie 
für angemessen halten, davon unterrichten, dass es im außenpolitischen Interesse der 
Vereinigten Staaten läge, wenn die Stiftung die einzige rechtliche Mög-lichkeit und das 
ausschließliche Forum für die Regelung von Ansprüchen wäre, die ge-gen deut-sche 
Unternehmen - wie in Anlage C festgelegt - geltend gemacht werden, und dass die 
Abweisung solcher Fälle in ihrem außenpolitischen Interesse läge. 
 
(2) Die Vereinigten Staaten werden sich in Anerkennung der Bedeutung der Ziele die-
ses Abkommens, einschließlich des umfassenden und andauernden Rechts-friedens, 
frühzeitig und nach besten Kräften bemühen, auf eine Weise, die sie für angemessen halten, 
diese Ziele gemeinsam mit den Regierungen der Bundesstaaten und der Kom-munen zu 
verwirk-lichen. 
 
 
Artikel 3 
 
(1) Mit diesem Abkommen soll die Errichtung der Stiftung ergänzt und ein umfassen-der 
und andauernder Rechtsfrieden für deutsche Unternehmen in Bezug auf die Zeit des 
Nationalsozialismus und den Zweiten Weltkrieg gefördert werden. 
 
(2) Dieses Abkommen lässt einseitige Beschlüsse sowie zwei- oder mehrseitige Ver-
einbarungen, welche die Folgen des Zweiten Weltkriegs und des Nationalsozialismus be-
handelt haben, unberührt. 
 
(3) Die Vereinigten Staaten werden keine Reparationsansprüche gegen die Bundesre-
publik Deutschland erheben. 
 
(4) Die Vereinigten Staaten ergreifen geeignete Maßnahmen zur Abwehr jeglicher 
Infragestellung der Staatenimmunität der Bundesrepublik Deutschland in Bezug auf 
Ansprüche, die gegen die Bundesrepublik Deutschland bezüglich der Folgen des Zwei-ten 
Weltkriegs und des Nationalsozialismus gegebenenfalls geltend gemacht werden. 
 
 
Artikel 4 
 
Die Anlagen A, B und C sind Bestandteil dieses Abkommens. 
 
 
Artikel 5 
 
Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, den die Vertragsparteien durch Noten-wechsel 
vereinbaren. 
 
 
Geschehen zu Berlin am 17. Juli 2000 in zwei Urschriften in deutscher und englischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
 



 
Für die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika  
 
Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
 
 


